Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Gewährung von Kinderbeihilfen 
(Kinderbeihilfegesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 
Beihilfeberechtigung 


§ 1 

Beihilfeberechtigter Personenkreis 

(1) Wer 

a) nach § 1 des Einkommensteuergesetzes in 
der Fassung vom 15. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1355) unbeschränkt 
steuerpflichtig ist und 

b) zwei oder mehr beihilfefähige Kinder 
(§ 2) hat, erhält auf Antrag Beihilfen nach 
Maßgabe dieses Gesetzes. 

(2) Nichtbeihilfeberechtigt sind Personen, 
die in Betrieben und Verwaltungen des Bun- 
des, der Länder, Gemeinden oder sonstigen 
Körperschaften und Anstalten des öffent- 
lichen Rechts beschäftigt sind oder waren, so- 
weit sie von dort Kinderzuschläge erhalten. 


§ 2 

Beihilfefähige Kinder 

(1) Die Beihilfen werden für jedes der nach- 
stehend bezeichneten, im Bundesgebiet woh- 
nenden oder sich gewöhnlich dort aufhalten- 
den zweiten und weiteren Kindern gewährt 
und zwar für 


a) die ehelichen Kinder, 

b) die ehelichen Stiefkinder, 

c) die für ehelich erklärten Kinder, 

d) die Adoptivkinder, 

e) die unehelichen Kinder (jedoch nur im 
Verhältnis zur leiblichen Mutter), 

f) die Pflegekinder 

des Beihilfeberechtigten, die das 18. Lebens- 
jahr noch nicht vollendet haben oder die auf 
Kosten des Beihilfeberechtigten unterhalten 
und für einen Beruf ausgebildet werden und 
das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 

(2) Die Beihilfe wird für jedes Kind nur 
einmal gewährt. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Leistungen 


§ 3 


Höhe der Leistungen 

Die Beihilfe beträgt 20 Deutsche Mark mo- 
natlich für jedes beihilfefähige Kind. 


§ 4 


Beginn und Ende der Leistungen 

(1) Die Beihilfe wird vom Beginn des Ka- 
lendermonats an gewahrt, in dem die Voraus- 
setzungen für die Gewährung erfüllt sind. 
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(2) Bei verspäteter Antragstellung kann in 
besonderen Härtefällen der Beginn der Zah- 
lung bis zu drei Monaten rückwirkend, ge- 
rechnet vom Ersten des Monats der Antrag- 
stellung, festgesetzt werden, falls das Jugend- 
amt dies befürwortet. 

(3) Die Beihilfen werden bis zum Ende des 
Kalendermonats gezahlt, in dem die Voraus- 
setzungen für ihre Gewährung weggefallen 
sind. 


§5 

Zahlung der Beihilfen 

(1) Die Zahlung der Beihilfe erfolgt viertel- 
jährlich für das laufende Vierteljahr, und 
zwar bei laufenden Zahlungen spätestens nach 
dem Ablauf des zweiten Monats des laufen- 
den Kalendervierteljahres. 

(2) Die Zahlung der Beihilfe erfolgt auf 
Anweisung des zuständigen Finanzamtes, und 
zwar nach Wahl des Beihilfeberechtigten 
durch Gutschrift auf ein Postsparkonto oder 
auf ein bei einem Geldinstitut errichtetes 
Konto; über das gewählte Konto sind beide 
Elternteile verfügungsberechtigt. 

(3) Wird rechtskräftig festgestellt, daß die 
Gewährung der Beihilfe zu Unrecht abgelehnt 
worden ist, so ist sie von dem Monat ab nach- 
zuzahlen, für den sie bei richtiger Anwendung 
des Gesetzes erstmalig hätte gezahlt werden 
müssen. 


§6 

Anzeigepflicht 

Der Beihilfeberechtigte ist verpflichtet, 
dem Finanzamt innerhalb zweier Wochen alle 
Umstände anzuzeigen, durch die ein Lei- 
stungsanspruch wegfällt. 

§7 

Rückzahlung von Leistungen 

Zu Unrecht gewährte Beihilfen hat der 
Empfänger unverzüglich dem Finanzamt zu- 
rückzuzahlen. Auf Antrag kann das Finanz- 
amt, falls das Jugendamt es befürwortet, den 
Leistungsempfänger insoweit von der Rück- 
zahlung befreien, als Beihilfen bis zu drei 
Monaten zu Unrecht bezogen wurden. 

§8 

Prüfrecht 

(1) Das Finanzamt oder die von ihm beauf- 
tragte Stelle kann jederzeit prüfen, ob die 
Voraussetzungen für die Gewährung der Bei- 


hilfen erfüllt sind. Der Beihilfeberechtigte ist 
verpflichtet, dem Finanzamt oder der von ihm 
beauftragten Stelle auf Verlangen alle zur 
Nachprüfung erforderlichen Auskünfte zu 
geben und die Beweisurkunden vorzulegen. 

(2) Entzieht sich der Beihilfeberechtigte 
ohne triftigen Grund der Nachprüfung oder 
bringt er die erforderlichen Beweisurkunden 
nicht bei, so kann die Gewährung der Bei- 
hilfen versagt werden. 

§9 

Übertragbarkeit der Beihilfen 

(1) Die Ansprüche auf Beihilfen sind nicht 
übertragbar. 

(2) Auf Antrag des Jugendamtes 

a) sind Ansprüche für übertragbar zu er- 
klären, 

b) ist die Person des Beihilfeberechtigten ab- 
weichend von den Vorschriften des § 1 
Abs. 1 zu bestimmen, 

c) ist die Verfügungsberechtigung eines 
Elternteils (§ 5 Abs. 2) auszuschließen, 

wenn dies dem Wohle des Kindes entspricht 
§ 10 

Abgabefreiheit für Beihilfen 

Die Beihilfen nach diesem Gesetz sind 
steuerfrei; sie gelten nicht als sozialversiche- 
rungspflichtiges Einkommen. 

§ 11 

Stellung des Antrages 

(1) Der Antrag auf Gewährung von Bei- 
hilfen ist über die zuständige Gemeindebe- 
hörde an das Finanzamt zu stellen. 

(2) Der Antrag muß alle zum Nachweis 
der Beihilfeberechtigung erforderlichen An- 
gaben enthalten. 


§ 12 


Bescheid und Streit über Leistungen 

(1) Wird der Antrag abgelehnt oder die 
bisherige Beihilfe nicht mehr gewährt, so hat 
das Finanzamt dem Antragsteller oder dem 
bisherigen Beihilfeberechtigten einen Bescheid 
zu erteilen. Der Bescheid muß eine Rechts- 
mittelbelehrung enthalten. 
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(2) Gegen den Bescheid kann innerhalb 
einer Ausschlußfrist von einem Monat nach 
Zustellung Klage beim Sozialgericht erhoben 
werden. 

(3) Die Vorschriften des Sozialgerichtsge- 
setzes gelten entsprechend. 

(4) Die Berufung ist ausgeschlossen, wenn 
es sich handelt um 

a) Beginn und Ende der Zahlung der Lei- 
stungen, 

b) Leistungen für eine Zeit von weniger als 
drei Monaten, 

c) Kosten des Verfahrens, 

es sei denn, daß das Sozialgericht die Be- 
rufung in Fragen von grundsätzlicher Bedeu- 
tung zuläßt. 

DRITTER ABSCHNITT 
Aufbringung der Mittel 

§ 13 

Beiträge und Bundeszuschüsse 

Die Mittel zur Durchführung dieses Ge- 
setzes werden durch Beiträge und Bundeszu- 
schüsse aufgebracht. 

§ 14 

Beitragspflichtige 

(1) Beitragspflichtig ist 

a) wer als Arbeitgeber unbeschränkt steuer- 
pflichtige Arbeitnehmer beschäftigt, 

b) wer unbeschränkt steuerpflichtig ist und 
Einkünfte im Sinne des Einkommen- 
steuergesetzes hat, die nicht Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit sind. 

(2) Nicht beitragspflichtig sind die Arbeit- 
geber des öffentlichen Dienstes für die in 
§ 1 Abs. 3 aufgeführten Personen. 

§ 15 

Bundeszuschüsse 

Den durch Beiträge nicht gedeckten Auf- 
wand für Beihilfen trägt der Bund. 

§ 16 

Höhe der Beiträge 

(1) In den Fällen des § 14 Abs. 1 Buchst, a 
beträgt der Beitrag 1 v. H. der Brutto-Lohn- 
summe. Der Beitrag wird nicht erhoben, 


wenn er monatlich den Betrag von zwei 
Deutsche Mark nicht übersteigt. 

(2) In den Fällen des § 14 Abs. 1 Buchst, b 
beträgt der Beitrag 0,5 v. H. der Einkünfte, 
die nicht Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit sind, soweit diese Einkünfte den Be- 
trag von 4800 Deutsche Mark im Kalender- 
jahr übersteigen. 

§17 

Beitragszahlung 

(1) Für die Beiträge nach § 16 Abs. 1 ist 
eine Anmeldung jeweils mit der Lohnsteuer- 
anmeldung abzugeben, sie sind wie die Lohn- 
steuer an das Finanzamt abzuführen. 

(2) Die Beiträge nach § 16 Abs. 2 sind mit 
dem Einkommensteuerbescheid festzusetzen 
und wie die Einkommensteuer durch Voraus- 
zahlungen und Abschlußzahlungen zu er- 
heben. 

(3) Die Beiträge gelten als Abgabe im Sinne 
der Abgabenordnung. Für das Verfahren, ein- 
schließlich des Rechtsmittelverfahrens, gelten 
die auf die Einkommensteuer bezüglichen 
Vorschriften der Abgabenordnung. 

§ 18 

Abzugsfähigkeit der Beiträge 

§ 10 Abs. 1 Nr. 3 des Einkommensteuer- 
gesetzes erhält folgende Fassung: 

„3. bezahlte Beiträge nach dem Kinderbei- 
hilfegesetz, die weder Betriebsausgaben 
noch Werbungskosten sind;" 

VIERTER ABSCHNITT 
Ordnungs Widrigkeiten, Vergehen 

§ 19 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Eine Ordnungswidrigkeit begeht, wer 
es unterläßt, die in § 6 vorgeschriebene An- 
zeige zu erstatten. 

(2) Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis 250 Deutsche Mark geahndet 
werden. 

(3) Die Verfolgung der Ordnungswidrig- 
keit verjährt in zwei Jahren. 
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(4) Das Unterwerfungsverfahren nach § 67 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 
25. März 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 177) ist 
zulässig. 

§20 

Falsche Angaben und Verweigerung 
von Auskünften 

Wer es unterläßt, die in § 6 vorgeschrie- 
bene Anzeige zu erstatten in der Absicht, 
sich widerrechtlich einen Vermögensvorteil 
zu verschaffen, oder durch wissentlich falsche 
Angaben oder die Verweigerung der nach § 8 
Abs. 1 Satz 2 verlangten Auskunft Leistun- 
gen erhalten hat oder zu erhalten versucht, 
die ihm nach dem Gesetz nicht zustehen, 
wird, sofern nicht nach anderen gesetzlichen 
Vorschriften eine schwerere Strafe verwirkt 
ist, mit Gefängnis bis zu sechs Monaten und 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen be- 
straft. Mit der gleichen Strafe kann belegt 
werden, wer hierzu gegen Entgelt Beistand 
leistet oder seinen Beistand anbietet. 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußbestimmungen 


§21 


Ermächtigung zum Erlaß von Durch- 
führungsvorschriften 


Die Bundesregierung erläßt mit Zustim- 
mung des Bundesrates die zur Durchführung 
dieses Gesetzes erforderlichen Vorschriften. 


§ 22 

Amts- und Rechtshilfe 

Alle Behörden und Gerichte sind verpflich- 
tet, beim Vollzüge dieses Gesetzes Amts- und 
Rechtshilfe zu leisten. 


§ 23 

Verjährung und Aufrechnung 

(1) Die Ansprüche auf Leistungen verjähren 
zwei Jahre nach ihrer Fälligkeit. 


(2) Die Ansprüche eines Beihilfeberechtig- 
ten dürfen nur aufgerechnet werden gegen 

a) geschuldete Beiträge, 

b) gezahlte Vorschüsse und 

c) zu Unrecht gezahlte Leistungen. 

(3) Ansprüche auf Leistungen dürfen nur 
bis zur Hälfte aufgerechnet werden. 

§24 

Gebühren 

(1) Alle Verhandlungen und Urkunden, die 
zur Durchführung dieses Gesetzes erforder- 
lich werden, sind gebührenfrei. 

(2) Das gleiche gilt für die außergericht- 
lichen Verhandlungen und Urkunden dieser 
Art sowie für solche privatschriftlichen Voll- 
machten und amtlichen Bescheinigungen, wel- 
che nach dem Gesetz zum Ausweis oder zur 
Nachweisung erforderlich werden. 

§25 

Geltung im Lande Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund der in diesem Gesetz enthaltenen Er- 
mächtigung erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Uberleitungs- 
gesetzes. 

§26 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1954 in 
Kraft. 


Bonn, den 10. März 1954 


Ollenhauer und Fraktion 
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